
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. Wahlperiode 

 

Drucksache  16/5055 

 17.02.2014 
 

*) Frage 34 aus der Fragestunde vom 29. Januar 2014 

Datum des Originals: 17.02.2014/Ausgegeben: 17.02.2014 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Mündliche Anfragen  
 
für die 51. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 19. Februar 2014 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Schule und Weiterbildung 
 

*34 Abgeordnete 
Yvonne Gebauer   FDP 

Wie bewertet die Schulministerin die massi-
ve Kritik des Landessozialgerichts an der 
rot-grünen Inklusionspolitik? 
 
Am 20.12.2013 hat das Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen einen Beschluss zur Frage 
der Finanzierung von Integrationshelfern gefasst 
(L 9 SO 429/13 B ER). Das Gericht hat einen 
Kreis als Träger der Sozialhilfe im Wege einer 
einstweiligen Anordnung verpflichtet, vorläufig 
für einen verhaltensauffälligen Jungen die ent-
stehenden Kosten für die Bereitstellung eines 
Integrationshelfers für den Schulbesuch im wö-
chentlichen Umfang von 28 Stunden in der Höhe 
von monatlich 700 Euro zu übernehmen.  
 
Das Landessozialgericht argumentierte, dass 
die Bereitstellung eines Integrationshelfers „mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit“ nicht dem 
Kernbereich der pädagogischen Arbeit der Leh-
rer zuzuordnen sei. Auch erklärte das Gericht, 
dass entgegen der Argumentation des Kreises 
der Kernbereich der pädagogischen Arbeit bun-
deseinheitlich durch Auslegung der sozialhilfe-
rechtlichen Vorschriften und nicht anhand der 
schulrechtlichen Bestimmungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu bestimmen sei.  
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Gleichzeitig äußerte sich das Landesozialgericht 
in dem Beschluss auch zu den Problemen der 
Schulträger und ungewöhnlich deutlich und 
scharf zum Vorgehen der rot-grünen Landesre-
gierung bei der Umsetzung der schulischen In-
klusion.  
 
So führte das Gericht aus: „Der Senat verkennt 
nicht, dass bei Anwendung der genannten und 
hier auch für zutreffend erachteten rechtlichen 
Grundsätze die Gefahr besteht, dass organisa-
torische Mängel und eine unzureichende Perso-
nalausstattung der mit Inklusion und Gemein-
samem Unterricht betrauten und belasteten 
Schulen aufgrund der bestehenden Leistungs-
gesetze und der herrschenden Rechtsprechung 
zu einer größeren finanziellen Belastung der 
Kreise und Gemeinden als Sozialhilfeträger und 
Träger der Jugendhilfe führen. Ebenso wenig 
verkennt der Senat die Gefahr, dass ein primär 
auf positive politische Außendarstellung bedach-
tes, seiner Gewährleistungsverantwortung für 
einen funktionierenden inklusiven Schulbetrieb 
aber nicht gerecht werdendes Land die Kosten 
der Inklusion quasi durch die Hintertür über das 
Jugendhilfe- oder das Sozialhilferecht den Krei-
sen und Gemeinden aufbürdet.“ 
 
Mit diesen kritischen Ausführungen gibt das 
Landessozialgericht eine deutliche, für Rot-Grün 
verheerende Stellungnahme zum schulpoliti-
schen Vorgehen der Landespolitik bei der Ge-
staltung der schulischen Inklusion ab. In seiner 
Pressemitteilung begründete das Landessozial-
gericht auch explizit, dass diese „in erster Linie 
politische Problematik“ jedoch im Rahmen eines 
Eilverfahrens nicht zu Lasten der behinderten 
Kinder und Jugendlichen gehen könne. 
 
 
Die Schulministerin muss daher zum dem Ge-
richtsbeschluss und den Ausführungen des Ge-
richts zur rot-grünen Inklusionspolitik Stellung 
beziehen. Wie bewertet die Schulministerin die 
massive Kritik des Landessozialgerichts an der 
rot-grünen Inklusionspolitik? 
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Geschäftsbereich des Finanzministeriums  
 
 

35 Abgeordneter 
Ralf Witzel  FDP 

Zögerliche Umsetzung des Public Corporate 
Governance Kodex des Landes – Aus jeweils 
welchen genauen Sachgründen haben die 
weiterhin ungenannten Landesbeteiligungen 
die einschlägigen Vorschriften des PCGK 
bislang noch nicht implementiert?  
 
In sogenannten Corporate Governance Codices 
werden Anforderungen an die Besetzung von 
Überwachungsorganen formuliert, die beispiels-
weise dort regeln, wie viele kontrollierende 
Mandate eine Einzelperson insgesamt wahr-
nehmen darf. Auch werden sinnvolle Qualifikati-
onsvoraussetzungen oder zeitliche Verfügbar-
keiten seitens der Aufsichtsräte sowie die Unab-
hängigkeit der jeweiligen Personen definiert.  
 
Es ist auch von der Opposition im Landtag ver-
schiedentlich der Umstand ausdrücklich begrüßt 
worden, dass sich das Land Nordrhein-
Westfalen im letzten Jahr auf den Weg zu mehr 
Anforderungsgerechtigkeit, Transparenz sowie 
unabhängiger Wahrnehmung der Aufsichtsfunk-
tion aufgemacht und einen PCGK vorgelegt hat, 
der bereits vor einigen Monaten von der Landes-
regierung im Landtag vorgestellt worden ist.  
 
Die Philosophie des PCGK sieht wesentliche 
Spielregeln vor, die der Qualität der Ausübung 
von Leitungs- und Aufsichtsfunktionen dienen: 
Jedes Mitglied des Überwachungsorgans soll 
darauf achten, dass ihm für die Wahrnehmung 
seiner Mandate genügend Zeit zur Verfügung 
steht. Falls ein Mitglied eines Überwachungsor-
gans in einem Geschäftsjahr an weniger als der 
Hälfte der Sitzungen eines Überwachungsor-
gans in vollem Umfang teilgenommen hat, soll 
dies im Bericht des Überwachungsorgans an die 
Anteilseignerversammlung vermerkt werden. 
Auch sollen die auf Veranlassung des Landes 
gewählten oder entsandten Mitglieder des 
Überwachungsorgans regulär nicht mehr als fünf 
Mandate in Überwachungsorganen gleichzeitig 
wahrnehmen, und sie sollten in nicht mehr als 
zwei Überwachungsorganen parallel den Vorsitz 
innehaben.  
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Der Finanzminister legt im Zusammenhang mit 
dem neuen PCGK des Landes Wert auf die 
Feststellung, dass die nordrhein-westfälischen 
Regelungen teilweise auch Anforderungen vor-
sehen, die über den Standard der Bundesvor-
gaben hinausgehen. So wird beispielsweise eine 
strengere Handhabung für den Abschluss von 
Beraterverträgen vorgesehen oder eine höhere 
Anforderung an die Aus- und Fortbildung von 
Organmitgliedern angestrebt. Seitens der Lan-
desregierung wird dieses Vorgehen insbesonde-
re mit dem Informationsanspruch der Öffentlich-
keit begründet, der besondere Berücksichtigung 
finden soll (LT-DS 16/3220). 
 
In Zeiten eines wachsenden Partizipationsbe-
dürfnisses auf Seiten der Bürgerschaft bei den 
Entscheidungen von Politik und öffentlicher 
Hand ist es zeitgemäß und dringend geboten, 
dass endlich verbindliche Rahmenvorgaben bei 
der Leitung, Steuerung und Überwachung von 
Unternehmen mit Landesbeteiligung festgelegt 
worden sind, auch um so das Vertrauen in Insti-
tutionen zurückzugewinnen und für die Öffent-
lichkeit nachvollziehbarer zu gestalten – liegen 
doch bei öffentlichen Unternehmen im weitesten 
Sinne die Eigentümerrechte sogar eigentlich 
direkt beim Steuerzahler und Bürger, der für 
etwaige Fehlentwicklungen finanziell aufzu-
kommen hat.  
 
Vor diesem Hintergrund ist es bedauerlich, dass 
dem Landesparlament trotz entsprechender 
Nachfragen bis heute nicht die vollständige Liste 
der Landesbeteiligungen vorliegt, für die nach 
den bereits erfolgten Feststellungen durch die 
Ressorts der Landesregierung der PCKG nun 
Anwendung findet. Dies sollte jetzt nachgeholt 
werden. Entsprechende Informationen müssten 
ausweislich der früheren Antwort der Landesre-
gierung in LT-DS 16/3220 spätestens seit dem 
Stichtag 31. Dezember 2013 vorliegen. 
 
Auch in einer ganz aktuellen Stellungnahme von 
Finanzminister Dr. Norbert Walter-Borjans vom 
10. Februar 2014 (LT-DS 16/4949) wird nur der 
Teil der Landesbeteiligungen genannt, der den 
PCGK zum Stichtag 31.12.2013 implementiert 
hat. Die erbetene Angabe, welche Beteiligungen 
insgesamt unter den PCGK fallen (diesen aber 
noch nicht eingeführt haben), fehlt weiterhin. 
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Für das Parlament ist es daher nach Verab-
schiedung des PCGK im Kabinett von hohem 
Interesse, auch die Gründe für die nur schlep-
pende Umsetzung zu erfahren. So ist es objektiv 
nicht verständlich, warum die NRW.Bank bei-
spielsweise den PCGK schon umsetzen konnte, 
die zu 100% im Eigentum des Landes befindli-
che Portigon AG dies aber noch nicht gemacht 
hat. Es ist kaum nachvollziehbar, warum eine 
Überprüfung der Einhaltung des PCGK seit der 
Verabschiedung im Kabinett am 19. März 2013 
nach aktuellster Darlegung bis Mitte 2015, also 
über zwei Jahre, dauern soll. 
 
Der Finanzminister sollte daher dem Landtag 
darlegen, welche konkreten Hürden es für eine 
frühere Beseitigung der aus den Grundsätzen 
des PCGK nun resultierenden personellen In-
kompatibilitäten gibt und mit welchen Maßnah-
men die Landesregierung ihrerseits für eine 
schnellstmögliche PCGK-Umsetzung sorgen 
will. 
 
 
Aus jeweils welchen genauen Sachgründen ha-
ben die weiterhin ungenannten Landesbeteili-
gungen die einschlägigen Vorschriften des 
PCGK bislang noch nicht implementiert? 
 

 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz  
 
 

36 Abgeordneter 
Karlheinz Busen  FDP 

Gesetzlich festgelegte Kriterien für die Aner-
kennung von Tierschutzorganisationen zum 
Verbandsklagerecht 
 
Das nordrhein-westfälische Verbraucherschutz-
ministerium hat am 22. Januar 2014 die ersten 
sieben Tierschutzvereine auf seiner Internetseite 
(www.umwelt.nrw.de) veröffentlicht, die eine 
staatliche Anerkennung nach dem neuen Ge-
setz über das Verbandsklagerecht und Mitwir-
kungsrechte für Tierschutzorganisationen erhal-
ten haben. Nach Aussage des Ministers sollen 
gesetzlich festgelegte Kriterien für die Anerken-
nung von Tierschutzorganisationen zum Ver-
bandsklagerecht sicherstellen, dass nur seriöse 
Organisationen anerkannt wurden und werden. 
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Unter den zugelassenen sieben Organisationen 
befinden sich jedoch auch Organisationen wie 
der Europäischer Tier- und Naturschutz e. V.. 
Dieser Organisation wurde 2010 in Rheinland-
Pfalz mit einer sofort vollziehbaren Verbotsver-
fügung Spendensammlungen und öffentliche  
Aufrufe zu Geldspenden untersagt. Als Grund 
dafür führte die Aufsichts- und Dienstleistungsdi-
rektion in Rheinland-Pfalz an, dass der Verein 
trotz mehrfacher Aufforderungen seinen gesetz-
lichen Auskunftspflichten im sammlungsrechtli-
chen Verfahren nicht nachgekommen sei, so-
dass eine satzungsgemäße Verwendung der 
Spendengelder nicht sichergestellt wäre. 
 
Auch die Bonner Staatsanwaltschaft ermittelt 
laut einem Bericht des „Spiegel“ seit 2010 gegen 
Verantwortliche des Vereins Europäischer Tier- 
und Naturschutz (ETN) wegen Betrugs und Un-
treue. Wichtige Repräsentanten des Vereins 
sollen mutmaßlich bereits bei einem Vorgänger-
verein, dem Europäischen Tierhilfswerk, und 
dem diesem nahestehenden Deutschen Tier-
hilfswerk in den neunziger Jahren 25 Millionen 
Euro entgegen dem Vereinszweck verausgabt 
haben. 
 
Der Europäischer Tier- und Naturschutz e.V. 
taucht auch auf einer Liste der Stiftung Waren-
test auf, die in ihrem Heft Test 12/2013 die 
Transparenz und Wirtschaftlichkeit von Tier-
schutzorganisationen getestet hat. Hier warnt 
die Stiftung Warentest vor Spenden an den Eu-
ropäischen Tier- und Naturschutzbund, da die-
ser keinerlei Auskünfte zur Verwendung der 
Gelder oder Einzelheiten der Organisations-
struktur habe geben wollen. 
 
 
Wie verträgt sich dies mit der im Gesetz über 
das Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte 
für Tierschutzvereine unter § 3 Abs. 1 Nr. 4 für 
die Anerkennung geforderten Gewähr für eine 
sachgerechte Aufgabenerfüllung? 

 
 
 


